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wirtschaftsordnungzu schaffen.Sie legteda-
herbesonderesGewichtaufdie Interessender
wirtschaftlichschwächerenStaaten.
WerdarfsichdenReichtumderMeerezunutzemachen?DieseschwierigeFragere-
geltdasInternationaleSeerecht,dasseitNovember1994in Kraft ist.Bis eszum
universellgültigenSeevölkerrechtkam,sind36Jahrevergangen- solangedauerte
derVorbereitungs-undRatifikationsprozeßseitdererstenSeerechtskonferenzder
VereintenNationen.In dem320Artikelumfassenden,komplexenAbkommenwer-
dendasgesamteFriedensrechtder HohenSee,der Küstengewässer,Archipele,
KontinentsockelsowieVerfahrenzurStreitbeilegungetc.geregelt.
Die Frage,wersichdenReichtumderWelt-meerezunutzemachendarf, hatvon al-
tersher im Völkerrechtzu Kontroversenge-
führt. Bereits im Jahre 1609 verfaßteder
RechtsgelehrteHugoGrotiusseineSchrift»De
marelibero«, in der er die Idee einesherr-
schaftsfreienMeeresdarstellte,dasallenStaa-
tenoffenstehensollte.Dagegenwandtesich26
Jahre späterder EngländerJohn Seiden,der
dasKonzepteines»mareclausum«,einesge-
schlossenenMeeres, entwarf. Nach seiner
AuffassungmußtezumindesteinTeil derMee-
redeneinzelnenStaatengehören.
DiesebeidenGrundpositionendesoffenenund
desgeschlossenenMeereshabensichbis in das
moderneSeevölkerrechterhalten.Oftmalsent-
stehenauchheutenochKonflikteausderFra-
ge,wiegroßderTeil desMeeresseindarf,den
eineinzelnerStaatfür sichin Anspruchnimmt
undwelcherTeil desMeeresvonderGemein-
schaftderStaatenverwaltetwerdensoll.
Hinter solchenStreitigkeitenverbergensich
enormewirtschaftlicheInteressen:Das Meer
dientnichtnurdemFischfang,sondernistauch
wichtigster Transportwegdes Welthandels.
Außerdembefindensich im Tiefseeboden40
bis60% allerErdölvorkommenderErde,und
es gibt viele Forschungsvorhaben,die neue
Wegeder EnergieversorgungdurchdasMeer
untersuchen.
Es ist daheraus rechtlicherund wirtschaftli-
cher Sicht von großerBedeutungzu regeln,
werdieWeltmeerein welchemAusmaßbenut-
zendarf.AnknüpfendaneinesolcheRegelung
könnenauchVerantwortlichkeitenderStaaten,
z.B. fü den Meeresumweltschutz,festgelegt
werden.
Entwicklung
desInternationalenSeerechts
Bis in die fünfzigerJahre diesesJahrhunderts
bestandenkeineumfassendenRegelungenüber
denrechtlichenStatusderMeere.Die wenigen
bestehendenVerträgeregeltenvor allem Fra-
gender Schiffahrtwie Hilfe und Rettungauf
SeeoderRechtsfragenderKollision vonSchif-
fen.
Die GeneralversammlungderVereintenNatio-
nenwiesbereits1949aufdenim Seerechtbe-
stehendenRegelungsbedarfhin. Die Völker-
rechtskommission(ILC) befaßtesichinderfol-
gendenZeitmitdiesemThemaundlegte1956
einenumfassendenBerichtvor,deralsGrund-
lagefür dieErsteKonferenzderVereintenNa-
tionenüberdasSeerechtdiente.DieseKonfe-
renz, die 1958in Genf stattfand,führtezum
Abschluß von vier seerechtlichenÜberein-
kommen,die u.a. den rechtlichenStatusder
KüstenmeereundderHohenSee,Art undAus-
maßvon Fischereiund Fragender Erhaltung
der biologischenReichtümerder Hohen See
regelten.Damit war eineersteGrundlagefür
ein universell geltendesSeevölkerrechtge-
schaffen.
Die nochoffengebliebenenFragensollten1960
aufeinerzweitenKonferenzderVereintenNa-
tionenzumSeerechtgeklärtwerden.Die Staa-
tenkonntensichjedoch wederüber die Aus-
dehnungderKüstenmeerenochüberdenUm-
fang nationalerFischereirechteeinigen. Die
Konferenzbliebdaherergebnislos.
DieDritteUN-Seerechtskonferenz
Die DritteUN-Seerechtskonferenzwurdevon
derGeneralversammlungderVereintenNatio-
nen am 16.11.1973einberufen.Die Vereinten
NationenhattendieserKonferenzein umfas-
sendesMandaterteilt:Sie sollteeineKonven-
tion erarbeiten,die sich mit allenThemenbe-
reichendesSeerechtsbefaßte.Es warihreAuf-
gabe,ein für alle Staatengleichermaßenund
einheitlichgeltendesSeevölkerrechtzu schaf-
fen.
DabeitratdieseKonferenzandie ihr zugewie-
seneAufgabeandersheranals ihreVorgänger-
konferenzen.Im Gegensatzzu diesenbegriff
sie die Kodifikation eines neuen Seevölker-
rechtsals Teil der Aufgabe,eine neueWelt-
In diesem Zusammenhangwurde auch das
Konzeptdes»gemeinsamenErbesderMensch-
heit«in dasSeerechteingeführt.DiesemKon-
zeptliegt der Gedankezugrunde,daß die er-
schöpfbarenRessourcender Erde allen Men-
schen gemeinsam zustehen. Aufgabe des
Rechtsmußessein,dieBasisfür einegerechte
Verteilungzu schaffen.Es darfnichtdentech-
nisch höher entwickeltenStaatenüberlassen
bleiben, beispielsweisedie Ressourcendes
TiefseebodensunterdemGrundsatzder Frei-
heitder Meerealleinzu ihremNutzenauszu-
beuten.Im Sinne eines»gemeinsamenErbes
der Menschheit«muß durch das Recht eine
Möglichkeit geschaffenwerden, auch tech-
nisch wenigerentwickelteStaatenan solchen
Vorhabenzubeteiligen.
DasUN-Seerechtsübereinkommen
Von diesenVoraussetzungenausgehenderar-
beitetendie über 150Teilnehmerstaatender
DrittenUN-Seerechtskonferenzin denJahren
von 1973bis 1982das UN-Seerechtsüberein-
kommen(SRÜ). EntsprechendemderKonfe-
renzübertragenenMandatregeltdasÜberein-
kommenumfassendalle FragendesSeerechts
einschließlichdenendesMeeresbodens.In den
320 Artikeln und neunAnlagendesÜberein-
kommenswerdendas gesamteFriedensrecht
derHohenSee,derKüstengewässer,Archipe-
le, KontinentalsockelsowiedieübrigenFragen
des Seerechtseinschließlich eines eigenen
Streitbeilegungsmechanismusdurch einen
Seegerichtshofbehandelt.
Als dasUN-Seerechtsübereinkommenam 10.
Dezember1982vondenStaatenunterzeichnet
werdenkonnte,signierten119derTeilnehmer-
staatender Konferenzdas Dokument.Inzwi-
schen wurde das Übereinkommenvon 158
Staatenunterzeichnet.
GemäßArt. 308SRÜ solltedasÜbereinkom-
menein Jahr nachHinterlegungder sechzig-
stenRatifikationsurkundein Kraft treten.Eine
Ratifikationliegt dannvor, wenn der Unter-
zeichnerstaaterklärt, innerstaatlichfür die
Bindungdes Staatesan das Übereinkommen
gesorgtzuhaben.
Am 16.November1993wurdedie sechzigste
Ratifikationsurkundehinterlegt.Damit ist das
Übereinkommenam 16. November 1994in
2Meereszonen
nach der Seerechtskonvention
tungsverlegung,Überflugsfreiheit,Freiheitder
Errichtung künstlicherInseln sowie Freiheit
der wissenschaftlichenForschung konkreti-
siert(Art. 87Abs. 1SRÜ). Die Ausübungdie-
serFreiheitenistjedochdurchdieBerücksich-
tigungder Interessenjeweils andererStaaten
begrenzt(Art. 87Abs. 2 SRÜ).
200sm - - - - ...•:
Eigengewässer 12sm 12sm
Festlandsockel
Kraft getreten.Die BundesrepublikDeutsch-
land hat das Übereinkommenim September
1994ratifiziert. Eine besondereVerbindung
der Bundesrepublikzu dem Übereinkommen
bestehtdarin, daß der InternationaleSeege-
richtshofseinenSitz in Hamburghat (s. auch
AusgabeUN-Basis-Info zu »Das Streitbeile-
gungssystemderSeerechtskonvention«,1995)
EinzelneRegelungendes
UN-Seerechtsübereinkommens
GrundlagedesUN-Seerechtsübereinkommens
ist die EinteilungdesMeeresin verschiedene
Meereszonen,wie sieüberJahrzehnteim See-
rechtentwickeltwordenist.
Von der Küste aus gesehenwerdendie ver-
schiedenenZonen in die Eigengewässer,das
Küstenmeer,die Anschlußzone, die aus-
schließlicheWirtschaftszoneunddieHoheSee
eingeteilt.Dabei nimmtder Umfangder Be-
fugnissederKüstenstaatenmitderEntfernung
derMeereszonenvonder Küsteimmerweiter
ab.
DieKüstengewässer
DieKüstengewässerbestehenausdenEigenge-
wässernund dem Küstenmeer.Die Eigenge-
wässererstreckensich von der Küstebis hin
zur Basislinie, die normalerweisedort ver-
läuft,wo die Linie desdurchschnittlichenEb-
bestandes,die sog. Niedrigwasserlinie,liegt.
Die EigengewässersindTeil desStaatsgebiets,
so daßdie Staatenhier uneingeschränkteHo-
heitsgewalthaben.
Das Küstenmeergehörtebenfallszum Staats-
gebiet,allerdingsmüssendieStaatenin diesem
BereichdenSchiffenandererStaatendasRecht
auf friedliche Durchfahrtgewähren(Art. 8
Tiefseeboden
Abs. 2 SRÜ). GemäßArt. 3 SRÜ kannalsKü-
stenmeereinGebietvon 12Seemeilen,gemes-
senvonderBasislinie,beanspruchtwerden.
Im Bereichder Küstengewässersind die Kü-
stenstaatenfür die DurchsetzungdesSchutzes
und der Erhaltungder Meeresumweltverant-
wortlich(Art. 192,220SRÜ).
Anschlußzoneund
ausschließlicheWirtschaftszone
Die Anschlußzonekannsichgern.Art. 33Abs.
2SRÜ überinsgesamt24Seemeilen,gemessen
vonder Basislinie,erstrecken.In dieserZone
nehmendieStaatendasRechtin Anspruch,ge-
genüberfremdenSchiffeneinzelneHoheitsak-
te zu setzen,die vor allem zoll-, steuer-und
einwanderungsrechtlicheVorschriftensichern
sollen.
DasKonzeptderausschließlichenWirtschafts-
zone besagt,daß in einemBereich von 200
Seemeilen,gemessenvon der Basislinie,nur
der jeweilige Küstenstaatdie wirtschaftliche
NutzungsowohldesMeeresselbstalsauchdes
Meeresbodensbetreibendarf (Art. 56 Abs. 1,
57SRÜ). DerKüstenstaatistentsprechendver-
antwortlichfür denSchutzderMeeresumwelt.
DieHoheSee
Die Hohe Seebestehtgrundsätzlichausallen
TeilendesMeeres,die nichtzur ausschließli-
chenWirtschaftszone,zum Küstenmeeroder
zu den Eigengewässerngehören (Art. 86
SRÜ). Sie ist ein staatsfreierRaum,so daßes
zunächstallenStaatenoffensteht,dieHoheSee
zu nutzen.Es gilt dasPrinzip derFreiheitder
HohenSee,dassich in deneinzelnenFreihei-
tenSchiffahrtsfreiheit,Fischereifreiheit,Frei-
heit der unterseeischenKabel- und Rohrlei-
DerMeeresboden
DerMeeresbodenteiltsichaufin denFestland-
sockelund den Tiefseeboden.Festlandsockel
und der unterhalbdesKüstenmeeresliegende
Tiefseebodengehörenzum Hoheitsgebietdes
jeweiligenKüstenstaatesundunterstehendamit
dessenVerfügung.Der Tiefseebodenunterhalb
der ausschließlichenWirtschaftszonedarf nur
vondemjeweiligenKütenstaatgenutztwerden
(s.o.).
Für denTiefseebodenjenseitsderGrenzenna-
tionalerGerichtsbarkeithatdasUN-Seerechts-
übereinkommendas sog. Tiefseebergbaure-
gime eingeführt.Das Tiefseebergbauregime
regeltdie Frage,wer sich die Ressourcendie-
sesTeilsdesMeeresbodenszueignendarf.Da-
bei wurdendie RessourcendesTiefseebodens
zum gemeinsamenErbe der Menschheiter-
klärt (Art. 136 SRÜ). ZU ihrer Verwaltung
wurdedieInternationaleMeeresbodenbehörde
eingesetzt,die im Interesse der gesamten
Menschheit handeln soll (Art. 137Abs. 2
SRÜ).
Wie obenangesprochen,dientdasKonzeptdes
»gemeinsamenErbes der Menschheit«vor al-
lemdazu,für einegerechteVerteilungvonRes-
sourcenzwischenallen Menschenzu sorgen.
Eine ausschließlicheNutzung des Tiefseebo-
densdurchtechnischhöherentwickelteStaaten
sollteinsbesonderezugunstenvon Staatender
sog.»DrittenWelt«vermiedenwerden.
Dementsprechendmußte sich das UN-See-
rechtsübereinkommenzunächstgegendenWi-
derstandder Industrienationendurchsetzen.
DieserWiderstandhatzu einerteilweisenAb-
änderungdesTiefseebergbauregimesdurchein
Durchführungsabkommenvom Juli 1994ge-
führt.
Dennoch ist mit Inkrafttretendes Seerechts-
übereinkommensam 16.November1994zu-
mindestteilweiseeinneuerWegderSolidarität
derStaatenim Seevölkerrechtbeschrittenwor-
den.
WeitereInformationen:
Das Streitbeilegungssystemder Seerechtskon-
vention,in: UN-Basis-Info, DeutscheGesell-
schaftfür dieVereintenNationene.V.(Hrsg.),
1995
VerschiedeneBeiträgezum Seerechtin der
Zeitschrift VEREINTE NATIONEN, Deut-
scheGesellschaftfür die VereintenNationen
e.v.(Hrsg.)
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